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1 Die Ausgangslage

Mit einer Mehrheit von 97% hat der Deutsche
Bundestag am 30. Juni 2011 eine „Energiewen-
de“, die Abschaltung der Kernkraft bis 2022 be-
schlossen. Eine Wende, die erstens nicht mit 
bereits beschlossenen Umweltvereinbarungen in
Konflikt geraten soll – also mit Vereinbarungen
wie die auf der UN-Klimakonferenz in Cancún im
Dezember 2010 von der Staatengemeinschaft of-
fiziell beschlossene Begrenzung der Erderwärmung
auf 2ºC 1 oder das von der Europäischen Union
im Dezember 2008 beschlossene 20-20-20-Ziel.2

Zweitens soll die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands ungefährdet bleiben. So
soll der energieintensiv, aber sauber produzierte
deutsche Stahl nicht durch schmutzigen chinesi-
schen verdrängt werden. Drittens soll Energie
auch für die Bezieher niedriger Einkommen er-
schwinglich bleiben. Viertens müssen die Kosten
der Wende wirtschaftlich ertragbar sein. Fünftens
muss sich die Politik von der Dominanz der Geld-
spekulation befreien, um sich ihrer eigentlichen
Aufgabe, dem Dienst an den Bürgern und der Er-
haltung ihrer Lebensgrundlagen, wie durch die
Wende überhaupt widmen zu können.

Diese fünf Anforderungen kann nur eine grund-
legende „Ressourcenwende“ erfüllen, die einer-
seits alle natürlichen Ressourcen und nicht nur
die Energie einspart, die die Ressourcen allen
Menschen in gleichem Ausmaß zuteilt, die sie
nutzen könnten, und die die marktwirtschaftli-
che Steuerung durch die Preise dadurch saniert,
dass diese alle Kosten enthalten und so zusätz-
lich nötige finanzielle Aufwendungen für die
Wende vermeidet, wobei Widersinniges wie die
Förderung des Verbrauchs von Energie durch ih-
ren niedrigen Preis für Großverbraucher, der Neu-
bau fossiler Kraftwerke oder die unterirdische
Speicherung schädlicher Gase (CCS) vermieden

wird. „Widersinnig“, weil Problemlösungen in die
Zukunft verdrängt und erschwert werden. 

2 Die Ziele einer Ressourcenwende

Die begrenzten Naturressourcen (Energie, Mate-
rialien, Entsorgungsfunktionen etc.) sollen „ge-
recht“ verteilt werden. „Gerecht“ im Sinne des
Kant’schen Kategorischen Imperativs, wonach das
überlebenswichtige Recht zur Ressourcennutzung
des Einen dort endet, wo dasselbe Recht des An-
deren beginnt: „Handle so, dass die Maxime dei-
nes Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer
allgemeinen Gesetzgebung gelten könnte“ (Kant
1788):

„Ökologisch gerecht“ zwischen den Generatio-
nen insofern, als der Verbrauch3 der Ressourcen
innerhalb einer optimal langen Periode4 auf das
dauerhaft aufrecht erhaltbare (nachhaltige) An-
gebot erneuerbarer Ressourcen-Quellen und –
Senken der fruchtbaren Boden- und Wasserflächen
gesenkt wird. 

„Global gerecht“ zwischen den Ländern inso-
fern, als keines von ihnen Ressourcen auf Kos-
ten anderer verbraucht, also jedes „ressourcen-
neutral“ nur so viele Ressourcen nutzt, als seine
Natur liefert und mit ihnen eingehandelt werden
können. Nicht nur im weltweiten Mittel, sondern
in jedem Land 5 wird der Ressourcenverbrauch
auf das nachhaltige Niveau reduziert. 

„Sozial gerecht“ zwischen den Bürgern6 eines
Landes insofern, als jeder von ihnen dasselbe Nut-
zungsrecht an den Ressourcen des Landes erhält. 

Mit dem Maß des „Ökologischen Fußabdrucks“
(Wackernagel 2010) und seiner Weiterentwicklung
(Aubauer 2011) können die verschiedenen Arten
des Verbrauches erneuerbarer und erschöpfbarer
Ressourcen, etwa von Erdöl, Kernenergie oder
landwirtschaftlichen Produkten in eine Einheit
(in die Fläche7) umgerechnet und addiert wer-
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den. Beispielsweise wird die Fläche ermittelt, die
die Endprodukte der Erdölverbrennung (haupt-
sächlich Kohlendioxid) dauernd aufnehmen kann,
ohne dass sie wieder in die Atmosphäre entwei-
chen. Weil seit der Industriellen Revolution in-
tensiv erschöpfbare Ressourcen-Vorräte zusätzlich
zur Nutzung erneuerbarer Ressourcen-Quellen
ausgebeutet werden, wuchs der Fußabdruck der
Menschheit auf die Oberfläche von zumindest
zehn Erdplaneten8. Der Natur werden mehr Res-
sourcen entnommen, als in ihren Quellen nach-
fließen, wodurch sie überlastet wird und zusam-
menbricht. Ihre Quellstärke, ihre Fruchtbarkeit
bzw. ihr Ressourcenertrag sinken zulasten künf-
tiger Generationen, so wie ein Wald, dem mehr
Holz entnommen wird als in ihm nachwächst. So
bleiben nicht mehr als zwanzig Jahre, um den
menschlichen Fußabdruck auf die Erdoberfläche
oder auf zumindest ein Zehntel zu senken.4 So-
bald aber der Fußabdruck aller Menschen ökolo-
gisch gerecht die Erdoberfläche nicht übersteigt,
darf auch der Fußabdruck der auf einer Teilfläche
(etwa eines Landes) lebenden Menschen diese
Fläche global gerecht nicht überschreiten.9 Sonst
erzwingen sie einen Fußabdruck der Einwohner
anderer Länder, der kleiner als deren Fläche ist
bzw. ihren Verzicht auf eigene Ressourcen. 

Dies wiederum bedingt, dass jeder der in ei-
nem Gebiet lebenden Bürger sozial gerecht die-
selben Ausgangschancen, also denselben Nut-
zungsrechtsanteil an den dort auffindbaren Res-
sourcen hat. Jeder wird im gleichen Ausmaß mit
Naturressourcen versorgt und es hängt von ihm
ab, wie viel Gewinn und Wertschöpfung er mit
seiner Arbeit daraus zieht. Es kann daher ganz
entsprechend dem Verursacherprinzip nur um
„Chancengerechtigkeit“ gehen und nicht um die
bisher übliche „Verteilungsgerechtigkeit“, d.h.
um die möglichst gerechte Verteilung der von
allen erarbeiteten Ergebnisse der Verwirklichung
dieser Chancen.

3 Die Instrumente einer 
Ressourcenwende

Die Fläche des Ökologischen Fußabdrucks der
Bürger eines Landes soll also in einem bestimm-
ten Jahr einen vorgegebenen Wert nicht über-

schreiten, der stufenweise Jahr für Jahr auf die
Landesfläche gesenkt wird. Dieser jährliche Fuß-
abdruck eines Bürgers setzt sich aus den Fuß-
abdrücken der Güter und Dienste zusammen, die
er während des Jahres kauft. Das sind die Fuß-
abdrücke der Ressourcen, die zu ihrer Herstel-
lung nötig waren oder die er direkt kauft. Der
mit dem Fußabdruck bemessene Ressourcenver-
brauch aller in dem Jahr im Land abgesetzten
Güter und Dienste soll also innerhalb des vor-
geplanten Wertes bleiben. Grundsätzlich kann
dies auf zweierlei Weise erreicht werden: Entwe-
der wird der Preis der Ressourcen mittels ihrer
Besteuerung vorgegeben, so dass sich ihr Ver-
brauch einstellt, oder es wird der Verbrauch der
Ressourcen mittels Zertifikate vorgegeben, so
dass sich ihr Preis einstellt. Es erscheint vorteil-
haft zunächst mit der ersten Vorgangsweise zu
beginnen, um Zeit zur Vorbereitung der zweiten
zu gewinnen, die anschließen sollte (Aubauer
2006 a, b).  

3.1 Die Steuerumlagerung

So kann mit einer zunehmenden Besteuerung
der Ressourcen (oder von wichtigen Ressourcen-
anteilen wie Energie, Materialien oder der Nut-
zung versiegelter Bodenflächen) begonnen wer-
den, deren Einnahmen durch die Anzahl der Bür-
ger geteilt und an jeden von ihnen in gleichem
Ausmaß zurückerstattet oder zur Senkung seiner
bisherigen Steuern verwendet wird, Steuern, die
hauptsächlich auf der Arbeit und ihrem Ertrag
lasten. Diese aufkommensneutrale Besteuerung
oder Steuerumlagerung auf Ressourcen hat zwei
Wirkungen: Einerseits verändert sie die Differen-
zen zwischen den realen Preisen („real“ meint,
zusammen mit der Rückerstattung) der Güter und
Dienste, nicht jedoch ihren realen Durchschnitts-
wert dadurch, dass der Preis des einen primären
Produktionsfaktors (die Leistung der Natur für
den Ressourcenverbrauch) steigt und der Preis
des anderen primären Produktionsfaktors (die
Leistung des Menschen durch seine Arbeit) sinkt.
Wobei die ökologische Wirkung der Ressourcen-
verbrauchsreduktion dadurch entsteht, dass sich
ressourcenintensive Produkte (die viele Ressour-
cen zu ihrer Herstellung benötigten) verteuern
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und von ressourcenextensiven (die viel Arbeit
benötigten) vom Markt verdrängt werden, die
billiger werden. Ressourcen werden durch Arbeit
ersetzt.10 Andererseits entsteht die soziale Wir-
kung der Ressourcenverteilung dadurch, dass der
reale Preis der Ressourcen mit ihrem individuel-
len Verbrauch zu- bzw. abnimmt. Sowohl die öko-
logische als auch die soziale Wirkung entstehen
ohne zusätzliche Kosten und ohne Beeinträchti-
gung des Sozialprodukts. Die Wirtschaft wächst
weiter, aber mit Rücksicht auf die ökologischen
und sozialen Ressourcenverbrauchsgrenzen. 

3.2 Der Handel mit 
Ressourcenzertifikaten

Diese zwei Wirkungen entstehen auch bei ei-
ner Ressourcenreduktion mit gehandelten Zerti-
fikaten (Aubauer 2006 a, b) und dies mit minima-
ler Marktsteuerung.11 Der Wechsel von einer Be-
steuerung zu Zertifikaten wird spätestens not-
wendig, wenn die Ressourcensteuereinnahmen so
gestiegen sind, dass sie nicht mehr durch eine
Senkung vorhandener Steuern kompensiert wer-
den können.12 Dabei werden an jeden Bürger
kostenfrei Zertifikate in gleichem Ausmaß ausge-
geben13, deren Gesamtsumme der vorgegebenen
Ressourcenmenge entspricht.14 Die Zertifikate
berechtigen zum Kauf von Ressourcen, der direkt
oder indirekt über den Erwerb von Gütern oder
Diensten erfolgt. Dazu müssen die Produkte ne-
ben ihrem Preis auch mit der Ressourcenmenge
(bzw. mit ihrem ökologischen Fußabdruck in
Flächeneinheiten) gekennzeichnet werden, die
zu ihrer Herstellung erforderlich war.15 Bezahlt
wird bei einem Kauf unverändert mit Geld ent-
sprechend der Kennzeichnung des Produktes mit
dem Preis und mit den Ressourcenzertifikaten
entsprechend seiner Kennzeichnung mit dem
Ressourcengehalt. Wobei die Zertifikate wie eine
zweite Währung an den Banken gehandelt, d. h.
gekauft und verkauft bzw. in Geld getauscht wer-
den können. Die Zertifikats-Währung ist nicht-
inflationär, umlaufgesichert 14, an das knappste
Gut, den fruchtbaren Boden (statt an Gold) ge-
bunden und hat direkte Kaufkraft. Bei einem
Kauf kann auch allein mit Geld, also ohne Zer-
tifikate, hantiert werden.16 In die Produktion

muss überhaupt nicht eingegriffen werden. Denn
um den realen Produktpreis zu minimieren, wird
der Produzent schon bei der Planung diejenige
Herstellungsmethode eines Produktes suchen,
die mit der geringsten Ressourcenmenge aus-
kommt.17

Wenn jemand die allen in gleichem Ausmaß
zustehende Ressourcenmenge18 kauft, ändert sich
preislich für ihn gar nichts. Er hat genau so vie-
le Zertifikate erhalten, als er für seine Käufe be-
nötigt. Wenn er mit seinen Käufen aber mehr
Ressourcen verbraucht, als ihm rechtlich zuste-
hen, benötigt er dafür Zertifikate zusätzlich zur
kostenlos verteilten Menge. Denn es genügt nicht
mehr allein Produkte oder Dienstleistungen zu
kaufen. Es muss auch das Recht zum Ressourcen-
verbrauch gehandelt bzw. dann gekauft werden,
wenn man es noch nicht hat. Die für den Mehr-
verbrauch von Ressourcen zusätzlich nötigen Zer-
tifikate können am Markt gekauft bzw. gegen
Geld eingetauscht werden, wodurch sie (trotz ih-
rer kostenfreien Verteilung) einen Marktwert er-
halten. Zusammen mit dem Zertifikatskauf stei-
gen die Ausgaben des Mehrverbrauchers für die
Ressourcen. Sein realer Ressourcenpreis wird
durch die Zertifikatseinführung angehoben und
dies umso stärker, je höher sein Ressourcenver-
brauch ist. Wenn jemand aber weniger Ressour-
cen kauft, als ihm zustehen und sein Ressourcen-
verbrauchsrecht nicht voll ausschöpft, bleiben
ihm kostenlos erhaltene Zertifikate übrig. Der
Ressourcensparer kann sie verkaufen bzw. um
ihren Marktwert in Geld umtauschen, woraus ein
zusätzliches Einkommen (analog zur Rückvergü-
tung der Einnahmen einer Ressourcenbesteuerung
des Abschnitts 3.1) für seine Leistung19 resul-
tiert, den eigenen Ressourcenverbrauch zu sen-
ken. Sein realer Ressourcenpreis sinkt durch die
Zertifikatseinführung unter den ursprünglichen
Ressourcenpreis und dies umso mehr, je niedri-
ger sein Verbrauch ist und je stärker der Res-
sourcenverbrauch mit den Zertifikaten verringert
wurde. Für einen genügend niedrigen Verbrauch
der Ressourcen sinkt ihr Preis sogar auf null,
weil das zusätzliche Einkommen aus dem Zertifi-
katsverkauf so hoch ist, wie die Ausgaben für die
Ressourcen. Es entsteht eine kostenfreie Grund-
versorgung mit Ressourcen, die die derzeitigen
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tum entmachten23 und es verunmöglichen „Geld
für sich arbeiten zu lassen“. 

Erstens folgt die Höhe der externen Kosten
zwanglos aus der Verfolgung der Ziele der Res-
sourcenwende (zweiter Abschnitt) mit dem Zer-
tifikatshandel. Externe Kosten haben ökologi-
sche und soziale Anteile, die sowohl positiv, als
auch negativ sind. Die ökologischen externen
Kosten sind positiv für Produkte, die viele Res-
sourcen zu ihrer Herstellung benötigten, und ne-
gativ für solche, die statt dem viel Arbeit und
Einfallsreichtum erforderten. Die sozialen exter-
nen Kosten sind positiv (negativ) für einen Käu-
fer, der mehr (weniger) Ressourcen erwirbt, als
ihm zustehen. Die zusätzliche Bezahlung mit den
verteilten Zertifikaten berichtigt die Preise ge-
nau um diese externen Kosten.  

Zweitens ist sowohl die Summe der ökologi-
schen als auch die der sozialen externen Kosten
weitgehend null, so dass die Korrektur der Preise
mit ihnen deren Mittelwert kaum verändert, wohl
aber deren Unterschiede und dies bis zu einem
beachtlichen Ausmaß. Die Bezieher oberer Ein-
kommen investieren wegen der Preisverschiebung
vermehrt in Arbeit und weniger in Ressourcen
und finanzieren damit den ökologischen und so-
zialen Ausgleich. Die Nachfrage nach Ressourcen
sinkt, die nach Arbeit steigt. Das Angebot an
Arbeit sinkt aber, weil Einkommen nicht nur durch
Arbeit, sondern auch durch Ressourceneinsparung
erworben werden kann und daher teilweise er-
setzt werden wird. Daraus entsteht eine Arbeits-
verknappung, die zunächst die unfreiwillige Ar-
beitslosigkeit senkt, dann aber die Löhne anhebt,
obwohl die Arbeitskosten sinken (bis zu negati-
ven Lohnnebenkosten). Kapital wird vermehrt in
den primären Produktionsfaktor Arbeit sowie Kön-
nen und weniger in den anderen primären Produk-
tionsfaktor Ressourcen investiert, weil dies mehr
Gewinn bringt. Ressourcensparende Techniken ren-
tieren sich, weil ihre Amortisationszeit sinkt. Als
Gesamtergebnis werden Lebensstile, die viele Na-
turressourcen verbrauchen (beispielsweise Fahrten
mit den Flugzeug und dem Personenkraftwagen),
durch solche verdrängt, die mit wenigen Res-
sourcen auskommen (wie Fahrten mit Schienen-
verkehrsmitteln, Fahrrädern, den eigenen Füßen
oder gänzlich neuen hoch ressourceneffizienten

staatlichen Leistungen für diese Versorgung ent-
behrlich macht.20

Als Ergebnis fördern einerseits die Ressourcen-
mehrverbraucher direkt die Ressourcensparer,
ohne die Allgemeinheit zu belasten. Andererseits
wechseln beide von den Käufen ressourceninten-
siver Güter und Dienste, die viele Zertifikate er-
fordern, zu ressourcenextensiven, die wenige
Zertifikate benötigen, ohne Nutzeneinbusse oder
Zusatzkosten. Die Ressourcenproduktivität (oder
der aus ein und derselben Ressourcenmenge ge-
wonnene Beitrag zum Sozialprodukt) wächst. Das
ökologische Ziel einer starken und genau vorplan-
baren Reduktion4 des Verbrauchs der Ressourcen
kann gleichzeitig und konfliktlos mit dem sozia-
len Ziel ihrer gerechten Verteilung und dem wirt-
schaftlichen Ziel ihrer optimalen Allokation er-
reicht werden. (Daly 1992; Aubauer 2006 a,b)

4 Die Bezahlung der selbst 
verursachten Kosten

Dieser nationale Zertifikatshandel 21 beseitigt,
indem er das Verursacherprinzip durchsetzt, ei-
nen gravierenden Mangel des Wirtschaftssystems,
die Abwälzung zum Teil außerordentlich hoher 22

(externer) Kosten auf die gegenwärtige und zu-
künftige Allgemeinheit, die Käufer verursachen,
aber nicht selbst tragen, weil sie nicht in den
Preisen enthalten sind. Dieses wohl wichtigste
Marktversagen grob irreführender Preise ist längst
bekannt (Pigou 1923; Kapp 1979; 1987), blieb aber
bisher unangetastet. Dafür werden vor allem drei
Gründe vorgeschoben. Erstens sei die Höhe der
externen Kosten kaum ermittelbar. Zweitens wür-
de der Durchschnitt der Preise, die alle (der nur
als positiv angenommenen) Kosten enthielten, so
stark steigen, dass dies wirtschaftlich und sozial
untragbar wäre. Und drittens müsste die Beach-
tung aller Kosten in den Preisen weltweit erfol-
gen, um Wettbewerbsverzerrungen zwischen den
Produktionsstandorten zu vermeiden. Dies sei
aber utopisch. 

Ein national vorbildlicher Zertifikatshandel
(Abschnitt 3.2) kann diese drei Argumente ent-
kräften. Er kann alle (externen) Kosten in den
Preisen berücksichtigen (internalisieren), das Geld
auf die Tauschfunktion beschränken, den Reich-
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des Heimatlandes den Regeln des Herkunftslan-
des von Importen unterwirft, würden billig ge-
bliebene, nicht kostengerechte, ressourceninten-
sive Importe gegenüber heimischen kostenge-
rechten Produkten bevorzugt und diese ersetzen,
zum Schaden der heimischen Wirtschaft. Unver-
ändert würden sich am Weltmarkt jene Erzeug-
nisse durchsetzen, die konkurrenzlos billig sind,
weil die meisten ihrer Erzeugungskosten auf die
Gemeinschaft abgewälzt wurden. Weil es dem Ver-
ursacherprinzip widerspricht, untergräbt das Her-
kunftslandprinzip generell die Möglichkeiten ei-
nes Landes, die eigene Zukunft selbst zu gestal-
ten. Weder mit einer Steuerumlagerung noch mit
einem Zertifikatshandel könnten ressourcenex-
tensive Produkte verbilligt, Ressourcensparbemü-
hungen gefördert, der Verbrauch von Ressourcen
gesenkt oder gerecht verteilt werden. 

Eine weltweite Ressourcenwende erfordert das
Ergreifen der Freiheit, sie national allein oder
zusammen mit anderen Ländern so einzuführen,
dass sie ihnen Vorteile bringt und deswegen zum
Vorbild wird. Die Vorteile 24 würden nachgeahmt
und schließlich weltweit. Dazu müssten alle im
Inland angebotenen Erzeugnisse, also auch die
importierten, kostengerecht den inländischen
Rechtsvorschriften (gemäß dem „Bestimmungs-
oder Ziellandprinzip“) entsprechen. Oder die
nicht in den Preisen der Importe berücksichtig-
ten Kosten müssten mit Ausgleichszahlungen
(am Ort des Kaufs oder an der Grenze) pauschal
eingehoben werden. (Aubauer 2006a, b)

Aber nicht nur die Migration von Waren, son-
dern auch die von Personen entartet, wenn sie
Selbstzweck statt Mittel zum Zweck wird. (Daly
2006) Wegen der Ressourcenneutralität steht je-
dem Bürger nur das Ressourcenangebot des Lan-
des, geteilt durch ihre Anzahl, zur Verfügung. Je
mehr Bürger es gibt, umso weniger Ressourcen
gibt es für jeden von ihnen. So kann es nur von
der direkt demokratischen Entscheidung der Bür-
ger abhängen, welche Anzahl in Zukunft und mit
welchen Mitteln angestrebt wird. Sonst untergräbt
die Immigration die Möglichkeit, das soziale und
das globalsolidarische Ziel zu erreichen. (Daly
2006) Denn Erfolge der Armutsbekämpfung in ei-
nem Land können durch die Einwanderung aus
dabei erfolgloseren Ländern wieder zunichte wer-

Verkehrsmitteln). Die Arbeitslosigkeit und die mit
dem Gini-Koeffizienten messbare soziale Ungleich-
heit sinken so, dass die für ihre Kompensation nö-
tigen Staatsausgaben weitgehend eingespart wer-
den können. Es lässt sich quantitativ nachweisen,
dass das Sozialprodukt dadurch nicht sinkt (Au-
bauer 2006a, b). Dessen Wachstumschancen stei-
gen sogar, weil wesentliche Wachstumshindernis-
se, wie die Naturressourcenknappheit durch ver-
mehrte Ressourcenproduktivität und unausgelas-
tete Arbeitskraft durch vermehrte Beschäftigung
an Bedeutung verlieren. Auch vermeidet der Wan-
del von vielen undurchdachten minderwertigen
Produkten zu wenigen ausgeklügelten, hochwer-
tigen und langlebigen sowohl die Verschwendung
von Arbeit als auch von Ressourcen und schafft
zusätzlich Wertschöpfung.

Nur wenn die Preise, das Rückgrat der markt-
wirtschaftlichen Selbststeuerung (Müller-Armack
1946), von sich aus die Ziele einer gerechten Res-
sourcenverteilung insofern berücksichtigen, als
sie die unabänderlichen ökologischen und sozia-
len Grenzen der Ressourcennutzung und damit
alle positiven Kosten ihrer Über- oder negativen
Kosten ihrer Unterschreitung enthalten, wenn
der Käufer alle Kosten der Lasten bezahlt, die er
der Allgemeinheit auflädt, aber auch für alle
Leistungen entlohnt wird, die er ihr bringt, wird
auch das wirtschaftliche Ziel optimalen Ressour-
ceneinsatzes und geringster zusätzlicher Kosten
und Markteingriffe erreicht, abgesehen von den
Interventionen, die zur Herstellung dieser Kos-
tengerechtigkeit erforderlich sind. Denn ohne
diese Interventionen entstehen ökologische, so-
ziale und wirtschaftliche Krisen, die wesentlich
größere Interventionen erzwingen. 

5   Eine weltweite 
Kostengerechtigkeit

Das dritte Gegenargument gegen kostenge-
rechte Preise trifft insofern zu, als es ange-
strebt, erhofft, aber nicht erwartet werden kann,
dass sie sofort weltweit eingeführt werden. Da-
vor entstehen Grenzen zwischen Ländern mit
und ohne Kostengerechtigkeit, zum Nachteil der
Ersteren. Denn unter den Umständen des „Her-
kunftslandprinzips“ des Handels, das die Regeln
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den. Wenn Bürger ihren Wohlstand durch Ein-
wanderung in reichere Länder anzuheben versu-
chen, geschieht dies wider das Verursacherprin-
zip zu Lasten der Allgemeinheit. Denn entweder
vermehrt es den Ressourcenstrom und das Wohl-
standsgefälle zwischen den Ländern oder es senkt
die individuelle Ressourcenausstattung und Wohl-
stand im Zielland. Demgegenüber sucht das Ziel
der globalen Gerechtigkeit ja gerade das Wohl-
standsgefälle zwischen den Ländern und das Ziel
der sozialen Gerechtigkeit das Gefälle innerhalb
von ihnen abzubauen.  

6 Die Tradition einer aufkommens-
neutralen Alleinsteuer auf den 
Bodenertrag

Die hier vertretene Idee, allein die Naturres-
sourcen wie die Bodenschätze und den Bodener-
trag zu besteuern, hat eine lange Tradition. Eine
einzige Steuer auf den Bodenertrag schlugen im
18. Jh. die französischen Physiokraten (Mirabeau
1761) als „impôt unique“, Thomas Spence (1750-
1814) (Spence 1904), Henry George (1839-1897)
(George 1879) und Frank Ramsey (1903-1930) als
„single tax“ vor. Dabei wies der Mathematiker
Ramsey nach, dass sich eine Steuer auf den Bo-
den kaum auf die Produktion oder den Konsum
auswirkt, weil sein Angebot weitgehend preisun-
elastisch ist (Ramsey 1927). Spence schlug die
Vergesellschaftung des Grundbesitzes und die
Verwendung von Pachteinnahmen für Staatsaus-
gaben sowie für ein für alle gleiches Einkommen
vor (nahezu wie im Abschnitt 3.1). Diese Ideen
inspirierten Silvio Gesell (1862-1930) zu seinem
Vorschlag des „Freilandes“, in dem ebenfalls der
Boden, aber auch Rohstoffvorkommen vergesell-
schaftet und gegen die Bezahlung einer Boden-
oder Rohstoff-Abgabe privater Nutzung zur Ver-
fügung gestellt werden, wobei die aus ihnen re-
sultierenden Einnahmen der Allgemeinheit zugute
kommen. (Gesell 1991 a) Obwohl Milton Friedman
(1912-2006) Steuern zu vermeiden suchte, wies
er darauf hin, dass eine einzige Steuer auf die
Nutzung des Bodens diesen nicht verteuere, son-
dern verbillige, weil sie die Wertaufbewahrungs-
funktion von Grund und Boden beseitige, die ih-
rer gerechten Verteilung im Wege steht. (Fried-

man 1992) Dies erreicht auch das von Gesell vor-
geschlagene „Freigeld“ dadurch, dass es wie die
Ressourcen-Zertifikate mit der Zeit seinen Wert
verliert, so dass die Funktion des Geldes auf das
Wesentlichste, den Tausch, eingeschränkt wird.
Wie Spence und George strebt Gesell so nach ei-
ner gerechten Verteilung der Naturgüter, nach ei-
nem: „ … gleichen unveräußerlichen Recht aller
Menschen auf den Boden und die Schätze dieser
Erde…“ (Gesell 1991 b). 

Gesell konnte damals aber noch nicht erken-
nen, dass mit „allen Menschen“ auch jene über-
wältigende Mehrheit an Menschen gemeint sein
muss, die in zukünftigen Generationen leben
könnten.25 Seine allein intratemporal und räum-
lich gerecht gemeinte Ressourcenverteilung inner-
halb der Generationen muss dazu um die inter-
temporal und zeitlich gerechte Ressourcenvertei-
lung zwischen den Generationen ergänzt werden.
Beide, sowohl die räumlich gerechte Verteilung
zwischen den Lebenden auf der Erde, als auch
die zeitlich gerechte Verteilung zwischen ihnen
und den noch nicht Lebenden in zukünftigen Ge-
nerationen kann ohne gravierende Konflikte nur
durch die global gerechte Ressourcenneutralität
erreicht werden, die hier eines von drei gleich-
wertigen Zielen ist. Nirgends dürfen Ressourcen
auf Kosten räumlich wo anders Lebender oder
dort zeitlich zukünftig Lebender verbraucht wer-
den. Weder aus der höheren Bevölkerungsdichte
eines Landes noch aus seiner höheren Kaufkraft
darf das Recht auf einen höheren Ressourcen-
verbrauch abgeleitet werden. Es ist diese strikte
Einhaltung des Verursacherprinzips, die allge-
meines Wohl sichert. 
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09 Diese weitgehende „Ressourcenneutralität“ jedes Landes meint, 
dass es (als ökologischer Fußabdruck gemessen) nicht mehr Res-
sourcen importiert, als exportiert. Unverändert kann der Handel 
die komparativen Vorteile der Eigenheiten der Länder nutzen. 
Falls aber die Bürger eines Landes über Importe (etwa von Bana-
nen) die Fläche eines anderen Landes nutzen, müssen sie seinen 
Bürgern eine gleichwertige eigene Fläche zur Verfügung stellen.

10 Gegenwärtig geschieht genau das Umgekehrte, weil Arbeit teu-
er im Vergleich zu den Ressourcen ist.

11 Diese Interventionen in den Markt sind wesentlich kleiner, als 
die zur Bekämpfung der Folgen weiteren Nichthandelns nötigen 
Interventionen.

12 Zur Absenkung des Verbrauches von Ressourcen auf ein Zehntel 
müssten ihre Preise um weit mehr als das  Zehnfache angehoben 
wachsen, wozu sich eine Besteuerung nicht eignet. 

13 Die Zertifikatsausgabe erfolgt etwa von einer nationalen „Res-
sourcenagentur“, deren Aufgabe es (analog einer politisch un-
abhängigen Zentralbank) ist, die Reduktion des Ressourcenver-
brauches mit Zertifikaten durchzuführen. 

14 Jeder Bürger über einem bestimmten Alter erhält regelmäßig 
(etwa monatlich) ein und dieselbe Zertifikatsmenge (z. B. auf 
sein Gehaltskonto). Bedacht werden muss dabei, dass Geburten 
umso mehr gefördert werden, je niedriger dieses Alter ist. Die 
Gültigkeit der Zertifikate wird zeitlich (etwa auf ein Jahr) be-
grenzt, um ihr Horten und Spekulation zu vereiteln.

15 Dies ist administrierbar, sobald die der Natur an einem Ort 
entnommenen Ressourcen mit dem dortigen Flächenbedarf ge-
kennzeichnet werden. Dabei wird eine Mengeneinheit der Res-
sourcen durch den Ressourcenertrag der dortigen Boden- oder 
Wasserfläche geteilt. Der Flächenbedarf eines Produktes lässt 
sich danach (mit einem Rechenprogramm) aus dem jeweiligen 
Flächenbedarf der Ressourcen und der schon gekennzeichneten 
Vorprodukte zusammensetzen. Bei Importen muss der Impor-
teur über den Ressourcengehalt seiner Importe glaubhaft in-
formieren. Bei Unsicherheiten setzt die nationale inländische 
„Ressourcenagentur“ den Ressourcengehalt bzw. Flächenbedarf 
(den ökologischen Fußabdruck) an ihrer oberen Grenze fest (Au-
bauer 2006 a, b; 2011).

16 Die Zertifikate können entsprechend ihrem momentanen Markt-
wert als Geld vom Gehaltskonto abgebucht werden und beim 
Kauf an der Kasse allein mit Geld die Summe aus dem Preis ei-
nes Erzeugnisses und aus dem Produkt seines Ressourcenge-
haltes mit dem Zertifikats-Marktwert bezahlt werden. Oder es 
werden Kreditkarten verwendet, die sowohl die Geld-, als auch 
die Zertifikatsmenge speichern können.

17 Der Produzent erhält die Zertifikate beim Verkauf und zahlt mit 
ihnen beim Kauf der Vorprodukte oder bei der Ressourcenagen-
tur, wenn er Ressourcen direkt der Natur entnimmt (Aubauer 
2006 a, b).

18 Das ist die vorgegebene Ressourcenmenge, geteilt durch die An-
zahl der Bürger.

19 Dies ist der Unterschied zum „Bedingungslosen Grundeinkom-
men“.

20 Berücksichtigt werden muss dabei die Bevölkerungsdichte. 
Eine Verdoppelung der Anzahl der Menschen halbiert ihren 
individuellen Anteil an der unverändert großen Ressourcen-
menge. 

21 Dieser Ressourcenzertifikatshandel unterscheidet sich vom 
heute üblichen Emissionszertifikatshandel dadurch, dass er ers-
tens keine zusätzlichen Kosten verursacht, weil er direkt an der 
Ursache des Ressourcenverbrauchs, der Kaufentscheidung des 
Konsumenten ansetzt, dass er zweitens verteilungsgerecht ist, 
weil die Zertifikate an die Menschen in gleichem Ausmaß aus-
gegeben werden und nicht an Produzenten, dass er drittens den 
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Anmerkungen 

01 Eine Zunahme der global und über zehn Jahre gemittelten Erd-
temperatur im Vergleich zum vorindustriellen Niveau des Jah-
res 1750. Wegen der seitherigen Erwärmung um 0,7°C, soll die 
zukünftige mit 1,3°C limitiert werden.

02 Europaweit sollen bis zum Jahr 2020 die Treibhausgasemissio-
nen relativ zu 2005 um 20 % gesenkt werden, der Anteil an er-
neuerbaren Energien 20 % betragen und die Energieeffizienz um 
20% steigen.

03 „Verbrauch“ soll hier sowohl die Entnahme der Ressourcen aus 
der Natur (mit niedriger Entropie) und die Rückgabe ihrer Nut-
zungsendprodukte, der Schadstoffe, des Mülls oder der Abwärme 
(mit hoher Entropie) an sie meinen.

04 „Optimal“ meint das Minimum der Summe der Nachteile der Res-
sourcenverbrauchsreduktion für die gegenwärtigen Generationen 
und einer nicht sofortigen Reduktion für die zukünftigen Gene-
rationen. Die optimale Reduktion liegt bei zumindest 10% pro 
Jahr, also innerhalb von 22 Jahren bei um mehr als 90%: 100. 
[(100-10)/100]22 = 9,8.

05 Eigentlich müsste schließlich jede Region weitgehend ressour-
cenneutral werden, um überall irreversible Naturschäden zu ver-
meiden. Ausnahmen sind die Städte mit ihren versiegelten Flä-
chen, zu denen auch ihr Umland gerechnet werden muss.

06 Hier sind im gebräuchlichen Sinn sowohl Damen als auch Herrn 
gemeint.

07 Üblicherweise wird in „globalen Hektar“ mit global durchschnitt- 
licher Fruchtbarkeit gemessen.

08 Beispielsweise wären 35 Erdplaneten nötig, um das menschlich 
emittierte Kohlendioxid mit ihren Senken dauerhaft aufzuneh-
men: Die Lithosphäre der Meeressedimente kann 0.2 Gt C/a fos-
silen Kohlenstoffs aufnehmen, während 7 Gt C/a verbrannt wird 
(Aubauer 2011).
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ganzen Ressourcenverbrauch erfasst und nicht nur einen Teil 
der Emissionen, dass er viertens nicht den Ressourcenimport 
bzw. Schadstoffexport auf Kosten anderer Länder fördert, weil 
er national und nicht international ist und dass fünftens die 
Ausgabemenge der Zertifikate strikt limitiert und an einen Re- 
duktionsplan gekoppelt ist. 

22 Beispielsweise richtet der Ressourcenverbrauch Schäden an der 
Umwelt an, deren Beseitigung unbegrenzt hohe Kosten erfor-
dern, weil sie irreparabel sind.

23 Investitionen wirken nur mehr innerhalb der ökologischen und 
sozialen Ressourcengrenzen zum allgemeinen Wohl, denn ein 
„Reicher“ bezahlt implizit „Arme“ und die Bewahrung der natür-
lichen Lebensgrundlagen.

24 Vorteile entstehen auch dadurch, dass exportierte Produkte 
beim Gebrauch weniger Ressourcen erfordern, weil sich diese 
weltweit mittelfristig verteuern.     

25 Natürliche Grenzen der Existenz der Menschheit auf der Erde 
sind erst in einigen Milliarden Jahren erkennbar. Grenzen be-
stehen etwa aus dem Verlust von Wasserstoff an das Univer-
sum oder durch die Entwicklung der Sonne zu einem „Roten 
Riesen“. Auf Dauer kann die Erde sicherlich nicht mehr Men-
schen mit ihren erneuerbaren Ressourcen am Leben erhalten, 
als die 109, die im Jahr 1820 gelebt haben. Sie haben damals 
die erneuerbaren Ressourcen restlos genutzt, die erschöpfba-
ren jedoch noch nicht intensiv ausgebeutet. Innerhalb der näch-
sten Milliarde an Jahren könnten also mindestens (109)2 =1018

Menschenlebensjahre leben. Das ist das Millionenfache der 1012

Lebensjahre, die in der gesamten bisherigen Menschheitsge-
schichte gelebt haben. Wir, diese winzige Minderheit eines Mil-
lionstels aller Menschen sind im Begriff, der Mehrheit inner-
halb weniger Jahrzehnte die natürliche Existenzbasis zu ent-
ziehen.

Die Finanzkrise und das Versagen der modernen Ökonomie

„Im Herbst 2008 haben die Staaten rasch und entschlossen die Weltwirtschaft vor dem
Absturz bewahrt. Daher ist ein zweites 1929 unwahrscheinlich. Allerdings haben sich die
Staaten durch ihre Rettungsaktionen erhebliche Folgeprobleme eingehandelt. Eines ist die
Erhöhung der Staatsverschuldung, das andere ist eine massive Überschussliquidität, die 
heute in den Bankbilanzen lagert. … Im Prinzip ist zu viel Geldvermögen auf der Welt. …

Es ist schädlich, wenn Banken wie Versicherungen agieren, Versicherungen wie Banken,
und alle Banken auf das Investmentbanking schielen. …

Im Herbst des Jahres 2008 hörte man vielfach den Ruf nach der ‚Rückkehr des Staates’.
Aber eine solche Rückkehr fand nicht statt. Mittlerweile ist die internationale Finanzlobby
so mächtig, dass das Gegenteil passiert: Das Finanzmarktstabilisierungsgesetz in Deut-
schland wurde von einer Rechtsanwaltskanzlei geschrieben, die wenige Wochen zuvor noch
die HypoRealEstate beraten hatte. … Gesten der Politik waren bislang vor allem Säbel-
rasseln. Aber letztlich besteht das System, welches zur Krise geführt hat, weiter. So ist es
nur eine Frage der Zeit, bis sich die nächste Blase entwickeln wird. …

Seit der Tulpenmanie der Jahre 1635 bis 1637 sind größere Finanzkrisen ein regelmäßiges
Phänomen des modernen Kapitalismus. Dennoch werden sie von der modernen Ökonomie
weitgehend ignoriert. … Die Gefahr ist groß, dass die Priesterkaste der mathematischen
Ökonomen auch in Zukunft grundlegende ordnungspolitische Zusammenhänge ignoriert und
sich in esoterischen Modellen ergeht, während draußen in der Welt bereits die nächste 
Blase entsteht. …

Immer ist die Ausgestaltung von Marktformen und Haftungsregelungen wichtig, wenn wir
eine funktionierende und gerechte Marktwirtschaft wollen.“

Prof. Dr. Max Otte, Die Finanzkrise und das Versagen der modernen Ökonomie,
in: Aus Politik und Zeitgeschichte – Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament
Nr. 52/2009, S. 9-16.




